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Produktinformationsblatt zu Ihrer Veranstalter-Haftpflichtversicherung 
Mit der nachfolgenden Übersicht möchten wir Ihnen einen ersten Überblick zu Ihrer Veranstalter-haftpflichtversicherung geben. Bitte beachten Sie, 
dass diese Informationen nicht abschließend sein können. Sie bieten Ihnen eine erste Orientierungshilfe, um sich mit den wichtigsten Rechten und 
Pflichten des Vertrages vertraut zu machen. Maßgeblich für den konkreten Vertragsinhalt sind die Allgemeinen Bedingungen für die Haftpflichtversi-
cherung, die Bedingungen für Haftpflichtversicherung für Veranstalter und die Besondere Bedingungen für die Mitversicherung von Vermögens-
schäden in der Haftpflichtversicherung. 

1. Welchen Versicherungsvertrag bieten wir Ihnen an? 
Wir bieten Ihnen die Veranstalter-Haftpflicht-Versicherung an. 

2. Was können Sie versichern? 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus der genannten Veranstaltung – mit Ausnahme der Gefahren eines Betriebes, 
Berufes, Dienstes oder Amtes – im Rahmen der dem Vertrag zugrunde liegenden Allgemeinen Versicherungsbedingungen (AHB). Versichert sind 
Ansprüche wegen Sachschäden, Personenschäden und Vermögensschäden.  

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
• aus der genannten Veranstaltung einschließlich der mit der Veranstaltung in unmittelbarem Zusammenhang stehenden Vor- und Nacharbeiten 
• als Bauherr eines Zeltbaus 
• als Eigentümer, Mieter, Pächter, Leasingnehmer oder Nutznießer von Grundstücken (ausgenommen Luftlandeplätze), Gebäude oder Räumlich-

keiten, die ausschließlich dem versicherten Veranstaltungszweck dienen 
• aus der Unterhaltung eines Gaststättenbetriebes in eigener Regie 
• aus der Durchführung eines Festzuges/Kinderfestzuges einschl. Festwagen, Festreiter und Pferdegespanne 
• mitversichert sind die an der Veranstaltung mitwirkenden Teilnehmer (ausgenommen selbständige Unternehmen bzw. deren Beschäftigte) 
• mitversichert ist für alle versicherten Personen die gesetzliche Haftpflicht als Tierhüter 
• mitversichert sind Haftpflichtansprüche aus Schäden an Leistungen (z.B. Kabel, Kanäle, Wasserleitungen, Gasrohre, elektrische Freileitungen, 

Oberleitungen) 

3. Welche Selbstbehalte gibt es? 
Bei Leitungsschäden hat der Versicherungsnehmer 10% mindestens 150 EUR höchstens 2.500 EUR selbst zu tragen. Die Selbstbeteiligung erhöht 
sich bei Schäden an unterirdischen Leitungen auf 25% mindestens 250 EUR, höchstens 7.500 EUR, wenn der Versicherungsnehmer oder sein Be-
vollmächtigter vor Beginn der Arbeiten sich nicht nach der Lage und dem Verlauf der Leitungen erkundigt oder den Baustellenverantwortlichen nicht 
über das Ergebnis seiner Erkundigungen informiert hatte. Bei durch Schweiß- und Schneidarbeiten sowie Arbeiten mit Lötgeräten verursachten 
Schäden beteiligt sich der Versicherungsnehmer an jedem Schaden mit 10%, mindestens 150 EUR, höchstens 2.500 EUR. 

Bei Mietsachschäden hat der Versicherungsnehmer von jedem Schaden 150 EUR selbst zu tragen. 

4. Wie hoch sind die Versicherungssummen? 
Leitungsschäden: die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden je Schadenereignis 511.000 EUR, begrenzt 
auf 1.022.000 EUR für alle Versicherungsfälle während der Versicherungsdauer. 
Mietsachschäden: die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden 51.000 EUR 
Die Versicherungssummen je Schadenereignis betragen 5.000.000 EUR für Personen- und Sachschäden. Vermögensschäden sind bis zu einem 
Sublimit von 52.000 EUR mitversichert. 

5. Was ist nicht versichert? 
Um die Prämie in Grenzen zu halten, müssen einige Lebenssachverhalte vom Versicherungsschutz ausgenommen werden. Zum Beispiel ist die 
persönliche Haftpflicht von selbständigen Unternehmern und ihren Beschäftigten sowie von Besuchern nicht versichert. Weitere Informationen 
hierzu finden Sie unter Ziffer 2.4 bis 2.8 der Bedingungen für Haftpflichtversicherung für Veranstalter. 

6. Wie hoch ist der Beitrag und wann und wie müssen Sie ihn bezahlen? 
bis 200  Teilnehmende  31,80 EUR 
bis 1.000  Teilnehmende   63,60 EUR 

Die Prämie wird einmalig für den versicherten Zeitraum entrichtet. Die erste oder einmalige Prämie wird unverzüglich nach Ablauf von zwei Wochen 
nach Vertragsschluss fällig. Mit der Einzahlung der Prämie besteht Versicherungsschutz. 

7. Welche Verpflichtungen haben Sie? 
Sie haben als Versicherungsnehmer während der Laufzeit des Vertrages eine Reihe von Obliegenheiten zu beachten: 
 

bei Eintritt des 
Versicherungsfalls 
 

Der Versicherungsnehmer und die versicherte Person ha-
ben uns gegenüber: 
- Auskunftserteilungspflichten (Ziffer 23.1 und Ziffer 25.2 

der Allgemeinen Bedingungen für die Haftpflichtversi-
cherung) 

- Mitwirkungspflichten (Ziffer 25.1, 25.3, 25.4, 25.5 der 
Allgemeinen Bedingungen für die Haftpflichtversiche-
rung) 

- Schadenminderungspflichten (Ziffer 25.2 der Allgemei-
nen Bedingungen für die Haftpflichtversicherung) 

Rechtsfolgen und 
Nichtbeachtung 
 

Wird eine der beschriebenen Obliegenheiten verletzt, so 
kann das Versicherungsunternehmen die Leistung entspre-
chend der Schwere des Verschuldens kürzen. Dies kann bis 
zum Versagen der Leistung führen, wenn Vorsatz bzw. 
besonders grobe Fahrlässigkeit vorliegen. 
Näheres hierzu finden Sie in Ziffer 26 der Allgemeinen 
Bedingungen für die Haftpflichtversicherung 

8. Wie lange läuft Ihr Vertrag? 
Der Vertrag beginnt mit der Einzahlung der Prämie, jedoch nicht vor dem vereinbarten Zeitpunkt. Näheres hierzu finden Sie unter Ziffer 16 der All-
gemeinen Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung –AHB-. 
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Allgemeine Hinweise, Verbraucherinformationen und Widerrufsbelehrung 
 
Vorläufiger Versicherungsschutz 

- wird zu den für die einzelnen Versicherungsarten geltenden Allgemeinen Bedingungen, Besonderen Bedingungen, Zusatzbedingungen und 
Erläuterungen und Klauseln in der derzeit gültigen Fassung erteilt 

- besteht nur, soweit vom Versicherer schriftlich bestätigt 

- endet unabhängig von der vereinbarten Dauer zu dem Zeitpunkt, zu dem nach dem Hauptvertrag oder einem weiteren Vertrag über vorläufige 
Deckung - auch bei einem anderen Versicherer - gleichartiger Versicherungsschutz besteht (§ 52 Absatz 1 S. 1, Absatz 2 VVG) 

- endet unabhängig von der vereinbarten Dauer zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherungsnehmer mit der Beitragszahlung für den Hauptver-
trag oder den weiteren Vertrag über den Vorläufigen Versicherungsschutz in Verzug gerät (§ 52 Absatz 1 S. 2 VVG) 

- endet unabhängig von der vereinbarten Dauer, wenn der Hauptvertrag mit dem Versicherer, der den Vorläufigen Versicherungsschutz ge-
währt hat, nicht zustande kommt, weil der Versicherungsnehmer seine Vertragserklärung nach § 8 VVG widerruft oder nach § 5 Absatz 1 und 
2 VVG seinen Widerspruch erklärt (§ 52 Absatz 3 VVG), mit Zugang der jeweiligen Erklärung 

- kann, soweit der Vorläufige Versicherungsschutz nicht befristet ist, von beiden Seiten fristlos gekündigt werden. Die Kündigung des Versiche-
rers wird zwei Wochen nach Zugang wirksam (§ 52 Absatz 4 VVG) 

Die Aushändigung der Vertragsbestimmungen und der Informationen nach § 7 Absatz 1 in Verbindung mit der Rechtsverordnung nach § 7 
Absatz 2 erfolgt bei Versicherungsverträgen, die nicht im Rahmen des Fernabsatzes abgeschlossen werden, nur auf Aufforderung des Versi-
cherungsnehmers, spätestens werden diese Unterlagen mit dem Versicherungsschein übermittelt. 

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Abschluss eines entsprechenden Vertrages (vorläufige Deckung oder Hauptvertrag) bei einem 
anderen Versicherer mitzuteilen. 

Widerrufsbelehrung 

Widerrufsrecht 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist 
beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die 
weiteren Informationen nach § 7 Absatz 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbindung mit den §§ 1 bis 4 der VVG-
Informationspflichtenverordnung und diese Belehrung jeweils in Textform erhalten haben. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzei-
tige Absendung des Widerrufs. 
Der Widerruf ist zu richten an: 

SV SparkassenVersicherung Gebäudeversicherung AG 
Löwentorstraße 65 
70376 Stuttgart 

Bei einem Widerruf per Telefax ist der Widerruf an folgende Faxnummer zu richten: 0711 898-109 

Bei einem Widerruf per E-Mail ist der Widerruf an folgende Adresse zu richten: service@sparkassenversicherung.de 

Widerrufsfolgen 
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfal-
lenden Teil der Beiträge, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil des 
Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem Fall einbehalten. 

Wie hoch dieser Beitragsanteil ist, können Sie folgendermaßen bestimmen:  

Multiplizieren Sie die Anzahl der Tage an denen Versicherungsschutz bestand mit 1/360 des im Versicherungsschein genannten Jahresbei-
trags. Bei halbjährlicher, vierteljährlicher oder monatlicher Zahlweise multiplizieren Sie dementsprechend die Anzahl der Tage an denen Versi-
cherungsschutz bestand mit 1/180, 1/90 bzw. 1/30 des im Versicherungsschein genannten Halbjahres-, Vierteljahres- bzw. Monatsbeitrags. 

Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der Versicherungs-
schutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzugewähren und ge-
zogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind. 

Besondere Hinweise 
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt ist, bevor 
Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. 

Das Widerrufsrecht besteht nicht bei Verträgen mit einer Laufzeit von weniger als einem Monat sowie bei Verträgen über Großrisiken im Sinne 
des § 210 Absatz 2 Versicherungsvertragsgesetz. 

Widerrufen Sie einen Versicherungsvertrag, durch den ein bereits bei der SV SparkassenVersicherung Gebäudeversicherung AG bestehender 
Vertrag ersetzt oder abgeändert werden soll, so läuft Ihr ursprünglicher Versicherungsvertrag weiter. 
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Allgemeine Informationen zu Ihrem Versicherungsvertrag (AIB) 
1. Identität und ladungsfähige Anschrift des Versicherers  

SV SparkassenVersicherung Gebäudeversicherung AG  

Anschrift:  
Löwentorstraße 65 
70376 Stuttgart  

Sitz: 
Stuttgart, Deutschland 
Registergericht Stuttgart 
HRB 16264 
UST–ID–Nr.: DE 811 687 678  

Vorstand: 
Ulrich-Bernd Wolff von der Sahl, Vorsitzender 
Dr. Andreas Jahn 
Dr. Stefan Korbach 
Roland Oppermann 
Dr. Thorsten Wittmann 
Dr. Klaus Zehner  

Die Identität unseres Vertreters können Sie dem Antragsformular 
entnehmen.  

2. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers und zuständige Auf-
sichtsbehörde  

Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers ist der Betrieb der Scha-
den- und Unfallversicherung sowie der Betrieb der Rückversiche-
rung.  

Zuständige Aufsichtbehörde ist die Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn.  

3.  Wesentliche Merkmale des Versicherungsvertrages  

Die wesentlichen Merkmale des Versicherungsvertrages bestim-
men sich nach den Allgemeinen Bedingungen, Besonderen Bedin-
gungen, Zusatzbedingungen, Erläuterungen und Klauseln. Eine 
Übersicht hierzu befindet sich auf Ihrem Antragsformular. Im Übri-
gen gelten die gesetzlichen Bestimmungen. Es gilt das Recht der 
Bundesrepublik Deutschland.  

Alle Unterlagen zu Ihrem Vertrag finden Sie im Anschluss an diese 
Vertragsinformationen.  

Darin sind Art, Umfang, Fälligkeit und Erfüllung der Leistung des 
Versicherers geregelt.  

4. Gesamtpreis der Versicherung  

Den Gesamtpreis der Versicherung entsprechend der gewünschten 
Zahlungsweise können Sie jeweils dem Produktinformationsblatt, 
dem Versicherungsvorschlag oder dem Antrag entnehmen. In dem 
Beitrag ist die gesetzliche Versicherungsteuer enthalten.  

5. Zusätzlich anfallende Kosten  

Für den Abschluss des Versicherungsvertrages werden keine wei-
teren Gebühren und Kosten erhoben.  

Im Fall des Verzugs können wir eine Mahngebühr in Höhe von 3 
EUR verlangen. Sollte es zu einem gerichtlichen Mahnverfahren 
kommen, entstehen weitere Gebühren. Deren Höhe ist abhängig 
vom Forderungsbetrag.  

Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren für einen fehl-
geschlagenen Lastschrifteinzug können Ihnen in Rechnung ge-
stellt werden.  

6.  Zahlung und Erfüllung  

Der erste oder einmalige Beitrag ist – unabhängig von dem Beste-
hen eines Widerrufrechts – unverzüglich nach dem Zeitpunkt des 
vereinbarten und im Versicherungsschein angegebenen Versiche-
rungsbeginns zu zahlen.  
Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Ver-
tragsschluss, ist der erste oder einmalige Beitrag unverzüglich 
nach Vertragsschluss zu zahlen.  

Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versicherungs-
nehmers oder getroffenen Vereinbarungen ab, ist der erste oder 
einmalige Beitrag frühestens einen Monat nach Zugang des Versi-
cherungsscheins zu zahlen.  

Bei Vereinbarung der Beitragszahlung in Raten gilt die erste Rate 
als erster Beitrag.  

Ein Folgebeitrag wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt der jeweili-
gen Versicherungsperiode fällig. Die Zahlung gilt als rechtzeitig, 
wenn sie innerhalb des im Versicherungsschein oder in der Bei-
tragsrechnung angegebenen Zeitraums bewirkt ist.  

7.  Gültigkeitsdauer der Informationen  

Unsere Versicherungsvorschläge sind, soweit nichts anderes ver-
einbart ist, drei Monate gültig.  

Fällt in die Zeit zwischen Antragsaufnahme und Versicherungsbe-
ginn eine Beitragsangleichung, so gilt der am Tage des Beginns 
gültige Beitrag.  

8.  Zustandekommen des Vertrages  

Der Versicherungsvertrag kommt zustande, sobald wir Ihren An-
trag angenommen haben. Dies geschieht durch Zusendung des 
Versicherungsscheins oder einer anderen Erklärung aus der sich 
ergibt, dass der Versicherer den Antrag annimmt.  

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt. Dies gilt nicht, soweit Sie mit der Zahlung 
des Erstbeitrags in Verzug geraten (siehe Punkt 6.).  

9. Widerrufsbelehrung  

Widerrufsrecht  

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne 
Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) wider-
rufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein, 
die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Ver-
sicherungsbedingungen, die weiteren Informationen nach § 7 
Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbindung 
mit den §§ 1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung und 
diese Belehrung jeweils in Textform erhalten haben. Zur Wah-
rung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des 
Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:  

SV SparkassenVersicherung Gebäudeversicherung AG  
Löwentorstraße 65  
70376 Stuttgart  

Bei einem Widerruf per Telefax ist der Widerruf an folgende Fax-
nummer zu richten: 0711 898-109.  
Bei einem Widerruf per E-Mail ist der Widerruf an folgende Ad-
resse zu richten: service@sparkassenversicherung.de  

Widerrufsfolgen  

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungs-
schutz, und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang 
des Widerrufs entfallenden Teil der Beiträge, wenn Sie zuge-
stimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der 
Widerrufsfrist beginnt. Den Teil des Beitrags, der auf die Zeit bis 
zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem Fall 
einbehalten.  
Wie hoch dieser Beitragsanteil ist, können Sie folgendermaßen 
bestimmen:  

Multiplizieren Sie die Anzahl der Tage an denen Versicherungs-
schutz bestand mit 1/360 des im Produktinformationsblatt, Ver-
sicherungsvorschlag und/oder Antrag genannten Jahresbei-
trags.  

Bei halbjährlicher, vierteljährlicher oder monatlicher Zahl-weise 
multiplizieren Sie dementsprechend die Anzahl der Tage an de-
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nen Versicherungsschutz bestand mit 1/180, 1/90 bzw. 1/30 des 
im Produktinformationsblatt, Versicherungsvorschlag und/oder 
Antrag genannten Halbjahres-, Vierteljahres- bzw. Monatsbei-
trags.  

Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt unverzüglich, 
spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der 
Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat 
der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen 
zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) her-
auszugeben sind.  

Besondere Hinweise  

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrück-
lichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig er-
füllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben.  

Das Widerrufsrecht besteht nicht bei Verträgen mit einer Lauf-
zeit von weniger als einem Monat sowie bei Verträgen über 
Großrisiken im Sinne des § 210 Absatz 2 Versicherungsvertrags-
gesetz.  

Widerrufen Sie einen Versicherungsvertrag, durch den ein be-
reits bei der SV SparkassenVersicherung Gebäudeversicherung 
AG bestehender Vertrag ersetzt oder abgeändert werden soll, so 
läuft Ihr ursprünglicher Versicherungsvertrag weiter.  

10. Laufzeit  

Der Vertrag ist zunächst für die vereinbarte Dauer fest abgeschlos-
sen. Beträgt die Dauer mindestens ein Jahr, so verlängert sich der 
Vertrag stillschweigend um ein Jahr und weiter von Jahr zu Jahr, 
wenn nicht spätestens drei Monate vor dem jeweiligen Ablauf ei-
nem der beiden Vertragspartner eine Kündigung des anderen zu-
geht. Dies gilt auch, wenn für die erste Laufzeit nach Abschluss des 
Vertrags deshalb weniger als ein Jahr vereinbart ist, um die fol-
genden Versicherungsjahre zu einem bestimmten Kalendertag, z. 
B. dem 1. Januar eines jeden Jahres, beginnen zu lassen.  In der 
Kraftfahrzeugversicherung beträgt die Kündigungsfrist für beide 
Vertragspartner nur einen Monat bis zum Ablauf.  

Ist abweichend von der gerade beschriebenen Regelung eine feste 
Laufzeit ohne Verlängerung vereinbart, so endet der Vertrag spä-
testens zum Ablauftermin. Eine Verlängerung muss beantragt wer-
den.  

In der Kraftfahrzeugversicherung endet der Versicherungsvertrag 
für ein Fahrzeug, das ein Versicherungskennzeichen führen muss 
(z. B. Mofa), mit dem Ablauf des Verkehrsjahres, ohne dass es einer 
Kündigung bedarf. Das Verkehrsjahr läuft vom 1. März bis Ende 
Februar des Folgejahres.  

Der Versicherungsvertrag, der für die Dauer von mehr als drei Jah-
ren eingegangen worden ist, kann zum Ende des dritten oder jedes 
darauf folgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei Mo-
naten gekündigt werden.  

11. Beendigung des Vertrages  

Der Versicherungsvertrag kann zum Ablauf der vereinbarten Lauf-
zeit gekündigt werden. Ansonsten verlängert er sich um ein Jahr 
und weiter von Jahr zu Jahr (siehe Ziffer 10). Die Kündigung muss 
spätestens drei Monate, in der Kraftfahrzeugversicherung spätes-
tens 1 Monat vor dem jeweiligen Ablauf erklärt werden.  

Im Übrigen besteht ein gesetzliches Kündigungsrecht auch in fol-
genden Fällen:  

- für den Versicherer bei Nichtzahlung Folgebeitrag (§ 38 VVG)  

- für den Versicherungsnehmer bei Beitragserhöhungen  
(§ 40 VVG)  

- in der Sachversicherung für den Versicherer und den Versiche-
rungsnehmer nach dem Versicherungsfall (§ 92 VVG) 

- in der Sachversicherung für den Versicherer und den Erwerber 
nach Veräußerung der versicherten Sache (§ 96 VVG)  

Die Einzelheiten können Sie den genannten Vorschriften und den 
entsprechenden Regelungen in den jeweiligen Bedingungswerken 
entnehmen.  

12. Anwendbares Recht und Gerichtsstand  

Für alle Streitigkeiten das Vertragsverhältnis betreffend, d.h. auch 
für vorvertragliche, gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland.  

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen uns ist das Amts-
gericht in Stuttgart Bad-Cannstatt beziehungsweise – falls der 
Streitwert 5.000 Euro übersteigt – das Landgericht in Stuttgart zu-
ständig.  

Die Klage kann auch am jeweils örtlich zuständigen Amts- bzw. 
Landgericht einer unserer Zweigniederlassungen in Erfurt, Karlsru-
he, Kassel, Mannheim oder Wiesbaden erhoben werden, wenn die 
Klage gem. § 21 ZPO auf den Geschäftsbetrieb der Niederlassung 
Bezug hat.   

Zudem ist für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Ver-
sicherungsvermittlung auch das Amts- bzw. Landgericht örtlich zu-
ständig, in dessen Bezirk Sie zur Zeit der Klageerhebung Ihren 
Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen Ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt haben. Dieser Gerichtsstand gilt nur dann nicht, wenn Sie 
nach Vertragsschluss Ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent-
halt aus dem Geltungsbereich des Versicherungsvertragsgesetzes 
verlegen.  

13. Sprache  

Die Vertragsbedingungen und die vorliegenden Informationen 
werden in deutscher Sprache mitgeteilt. Die Kommunikation wäh-
rend der Laufzeit des Vertrages erfolgt in deutscher Sprache.  

14. Außergerichtliche Verbraucherschlichtungsstelle 

Wir nehmen am Streitbeilegungsverfahren vor dem Versiche-
rungsombudsmann als allgemeine Schlichtungsstelle teil. Wenn 
Sie Verbraucher sind, können Sie das kostenlose, außergerichtliche 
Streitbeilegungsverfahren in Anspruch nehmen und Ihre Be-
schwerde an den Versicherungsombudsmann richten. Es gilt die 
Verfahrensordnung des Versicherungsombudsmanns. Unabhängig 
von einer Entscheidung dieser Streitschlichtungsstelle steht Ihnen 
weiterhin der Weg zum Gericht offen. 

Den Versicherungsombudsmann können Sie über folgende Wege 
erreichen: 

Versicherungsombudsmann e.V. 
Postfach 080632 
10006 Berlin 

Internet: www.versicherungsombudsmann.de 

15. Möglichkeit der Aufsichtsbeschwerde  

Mit Beschwerden können Sie sich auch an die Aufsichtsbehörde 
wenden:  

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht,  
Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn  

E-Mail: poststelle@bafin.de  

Internet: www.bafin.de 

 

http://www.versicherungsombudsmann.de
http://www.bafin.de


Produktinformationsblatt und Bedingungen für die  
Haftpflichtversicherung für Veranstalter 
Fassung Juli 2016 

 
I.  Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung - AHB – 
 
Inhalt 
Umfang des Versicherungsschutzes 
1.  Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall 
2.  Vermögensschäden, Abhandenkommen von Sachen 
3.  Versichertes Risiko 
4.  Vorsorgeversicherung 
5.  Leistungen der Versicherung/ Vollmacht des Versicherers 
6.  Begrenzung der Leistungen 
7.  Ausschlüsse 
Beginn des Versicherungsschutzes/ Beitragszahlung 
8.  Beginn des Versicherungsschutzes 
9.  Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/ erster oder einmaliger 

Beitrag 
10. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/ Folgebeitrag 
11. Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung 
12. Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 
13. Beitragsregulierung 
14. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
15. Beitragsangleichung 

Dauer und Ende des Vertrages/ Kündigung 
16. Dauer und Ende des Vertrages 
17. Wegfall des versicherten Risikos 
18. Kündigung nach Beitragsangleichung 
19. Kündigung nach Versicherungsfall 
20. Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen 
21. Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung von Rechts-

vorschriften 
22. Mehrfachversicherung 
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
23. Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers 
24. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls 
25. Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalls 
26. Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 
Weitere Bestimmungen 
27. Mitversicherte 
28. Abtretungsverbot 
29. Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung 
30. Verjährung 
31. Zuständiges Gericht 
32. Anzuwendendes Recht 

 

I.  Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Haftpflicht-
versicherung - AHB – 

1.  Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall 
1.1  Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicherten 
Risikos für den Fall, dass der Versicherungsnehmer wegen eines wäh-
rend der Wirksamkeit der Versicherung eingetretenen Schadenereig-
nisses (Versicherungsfall), das einen Personen-, Sach- oder sich daraus 
ergebenden Vermögensschaden zur Folge hatte, aufgrund gesetzlicher 
Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts von einem Dritten 
auf Schadensersatz in Anspruch genommen wird. 
Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die Schädigung des 
Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf den Zeitpunkt der Schadenver-
ursachung, die zum Schadenereignis geführt hat, kommt es nicht an. 
1.2  Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch wenn 
es sich um gesetzliche Ansprüche handelt, 
(1)  auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbstvornahme, 

Rücktritt, Minderung, auf Schadensersatz statt der Leistung; 
(2)  wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nacherfüllung 

durchführen zu können; 
(3)  wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes oder 

wegen des Ausbleibens des mit der Vertragsleistung geschuldeten 
Erfolges; 

(4)  auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf ord-
nungsgemäße Vertragserfüllung; 

(5)  auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der Leis-
tung; 

(6)  wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatzleistun-
gen. 

2.  Vermögensschaden, Abhandenkommen von Sachen 
Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinbarung 
erweitert werden auf die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen 
Inhalts des Versicherungsnehmers wegen 
2.1  Vermögensschäden, die weder durch Personen- noch durch 
Sachschäden entstanden sind; 
2.2  Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf finden 
dann die Bestimmungen über Sachschäden Anwendung. 

3.  Versichertes Risiko 
3.1  Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haftpflicht 
(1)  aus den im Versicherungsschein und seinen Nachträgen angege-

benen Risiken des Versicherungsnehmers; 
(2)  aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versicherungsschein 

und seinen Nachträgen angegebenen Risiken. Dies gilt nicht für 
Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von versicherungspflichti-
gen Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen sowie für sonstige Risiken, 
die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen; 

(3)  aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach Abschluss der 
Versicherung neu entstehen (Vorsorgeversicherung) und die in Zif-
fer 4 näher geregelt sind. 

3.2  Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhungen 

des versicherten Risikos durch Änderung bestehender oder Erlass 
neuer Rechtsvorschriften. Der Versicherer kann den Vertrag jedoch 
unter den Voraussetzungen von Ziffer 21 kündigen. 

4.  Vorsorgeversicherung 
4.1  Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages neu 
entstehen, sind im Rahmen des bestehenden Vertrages sofort versi-
chert. 
(1)  Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforderung des 

Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines Monats anzuzeigen. 
Die Aufforderung kann auch mit der Beitragsrechnung erfolgen. 

 Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko angezeigt 
wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu beweisen, dass das 
neue Risiko erst nach Abschluss der Versicherung und zu einem 
Zeitpunkt hinzugekommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht 
verstrichen war. 

(2)  Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen angemes-
senen Beitrag zu verlangen. Kommt eine Einigung über die Höhe 
dieses Beitrages innerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige 
nicht zustande, entfällt der Versicherungsschutz für das neue Risi-
ko rückwirkend ab dessen Entstehung. 

4.2  Der Versicherungsschutz für das neue Risiko ist von seiner Entste-
hung bis zur Einigung im Sinne von Ziffer 4.1 (2) auf die Hälfte der 
vereinbarten Versicherungssumme für Personen- und Sachschä-
den und – soweit vereinbart – für Vermögensschäden begrenzt. 

4.3  Die Vorsorgeversicherung gilt nicht für Risiken 
(1)  aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines Kraft-, Luft 

oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge der Zulassungs-, 
Führerschein- oder Versicherungspflicht unterliegen; 

(2)  aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bahnen; 
(3)  die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen; 
(4)  die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im Rahmen 

von kurzfristigen Versicherungsverträgen zu versichern sind. 

5.  Leistungen der Versicherung / Vollmacht des Versicherers 
5.1  Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haftpflicht-
frage, die Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche und die 
Freistellung des Versicherungsnehmers von berechtigten Schadenser-
satzverpflichtungen. 
Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn der Versi-
cherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, Aner-
kenntnisses oder Vergleiches zur Entschädigung verpflichtet ist und 
der Versicherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und Verglei-
che, die vom Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherers 
abgegeben oder geschlossen worden sind, binden den Versicherer nur, 
soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestan-
den hätte. 
Ist die Schadenersatzverpflichtung des Versicherungsnehmers mit 
bindender Wirkung für den Versicherer festgestellt, hat der Versicherer 
den Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen vom Anspruch des 
Dritten freizustellen. 
5.2  Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des 
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Schadens oder Abwehr der Schadensersatzansprüche zweckmäßig 
erscheinenden Erklärungen im Namen des Versicherungsnehmers 
abzugeben. 
Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit über 
Schadensersatzansprüche gegen den Versicherungsnehmer, ist der 
Versicherer zur Prozessführung bevollmächtigt. Er führt den Rechts-
streit im Namen des Versicherungsnehmers auf seine Kosten. 
5.3  Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadensereignis-
ses, das einen unter den Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtan-
spruch zur Folge haben kann, die Bestellung eines Verteidigers für den 
Versicherungsnehmer von dem Versicherer gewünscht oder geneh-
migt, so trägt der Versicherer die gebührenordnungsmäßigen oder die 
mit ihm besonders vereinbarten höheren Kosten des Verteidigers. 
5.4  Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter das 
Recht, die Aufhebung oder Minderung einer zu zahlenden Rente zu 
fordern, so ist der Versicherer zur Ausübung dieses Rechts bevollmäch-
tigt. 

6.  Begrenzung der Leistungen 
6.1  Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem 
Versicherungsfall auf die vereinbarten Versicherungssummen be-
grenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf 
mehrere entschädigungspflichtige Personen erstreckt. 
6.2  Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die Ent-
schädigungsleistungen des Versicherers für alle Versicherungsfälle 
eines Versicherungsjahres auf das zweifache der vereinbarten Versi-
cherungssummen begrenzt. 
6.3  Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintre-
tende Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der im Zeit-
punkt des ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn diese 
- auf derselben Ursache, 
- auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem und 

zeitlichem Zusammenhang oder 
- auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln beruhen.  
6.4  Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versicherungs-
nehmer bei jedem Versicherungsfall mit einem im Versicherungsschein 
festgelegten Betrag an der Schadensersatzleistung (Selbstbeteiligung). 
Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, ist der Versicherer auch 
in diesen Fällen zur Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche 
verpflichtet. 
6.5  Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden nicht 
auf die Versicherungssummen angerechnet. 
6.6  Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus einem 
Versicherungsfall die Versicherungssumme, trägt der Versicherer die 
Prozesskosten im Verhältnis der Versicherungssumme zur Gesamthö-
he dieser Ansprüche. 
6.7  Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Renten-
zahlungen zu leisten und übersteigt der Kapitalwert der Rente die 
Versicherungssumme oder den nach Abzug etwaiger sonstiger Leis-
tungen aus dem Versicherungsfall noch verbleibenden Restbetrag der 
Versicherungssumme, so wird die zu leistende Rente nur im Verhältnis 
der Versicherungssumme bzw. ihres Restbetrages zum Kapitalwert der 
Rente vom Versicherer erstattet. 
Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entsprechende Vor-
schrift der Verordnung über den Versicherungsschutz in der Kraftfahr-
zeug-Haftpflichtversicherung in der jeweils gültigen Fassung zum 
Zeitpunkt des Versicherungsfalles. 
Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Versicherungs-
nehmer an laufenden Rentenzahlungen beteiligen muss, wenn der 
Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme oder die nach Abzug 
sonstiger Leistungen verbleibende Restversicherungssumme über-
steigt, werden die sonstigen Leistungen mit ihrem vollen Betrag von 
der Versicherungssumme abgesetzt. 
6.8  Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines 
Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich 
am Verhalten des Versicherungsnehmers scheitert, hat der Versicherer 
für den von der Weigerung an entstehenden Mehraufwand 

an Entschädigungsleistung, Zinsen und Kosten nicht aufzukom-
men. 

7.  Ausschlüsse 
Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht ausdrück-
lich etwas anderes bestimmt ist, sind von der Versicherung ausge-
schlossen: 

7.1  Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden 
vorsätzlich herbeigeführt haben. 
7.2  Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden 
dadurch verursacht haben, dass sie in Kenntnis von deren Mangelhaf-
tigkeit oder Schädlichkeit 
Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder 
Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben. 
7.3  Haftpflichtansprüche, soweit sie auf Grund Vertrags oder 
Zusagen über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers hinausgehen. 
7.4  Haftpflichtansprüche 
(1) des Versicherungsnehmers selbst oder der in Ziffer 7.5 benannten 

Personen gegen die Mitversicherten; 
(2)  zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben Versiche-

rungsvertrages; 
(3)  zwischen mehreren Mitversicherten desselben Versicherungsver-

trages. 
7.5  Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer 
(1)  aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm in häuslicher 

Gemeinschaft leben oder die zu den im Versicherungsvertrag mit-
versicherten Personen gehören; 

 Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes odervergleichbarer Partnerschaften 
nach dem Recht anderer Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern 
und -kinder, Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern und -kinder, 
Großeltern und Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder 
(Personen, die durch ein familienähnliches, auf längere Dauer an-
gelegtes Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander verbunden 
sind). 

(2)  von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, wenn der 
Versicherungsnehmer eine geschäftsunfähige, beschränkt ge-
schäftsfähige oder betreute Person ist; 

(3)  von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versicherungsneh-
mer eine juristische Person des privaten oder öffentlichen Rechts 
oder ein nicht rechtsfähiger Verein ist; 

(4)  von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Gesellschaftern, 
wenn der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, 
Kommanditgesellschaft oder Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist; 

(5)  von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer eine einge-
tragene Partnerschaftsgesellschaft ist; 

(6)  von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzverwaltern. 
zu Ziffer 7.4 und Ziffer 7.5: 
Die Ausschlüsse unter Ziffer 7.4 und Ziffer 7.5 (2) bis (6) erstrecken sich 
auch auf Haftpflichtansprüche von Angehörigen der dort genannten 
Personen, die mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben. 
7.6  Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und 
allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn der Versiche-
rungsnehmer diese Sachen gemietet, geleast, gepachtet, geliehen, 
durch verbotene Eigenmacht erlangt hat oder sie Gegenstand eines 
besonderen Verwahrungsvertrages sind. 
7.7  Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und 
allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn 
(1)  die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des 

Versicherungsnehmers an diesen Sachen (Bearbeitung, Reparatur, 
Beförderung, Prüfung und dergleichen) entstanden sind; bei un-
beweglichen Sachen gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als diese 
Sachen oder Teile von ihnen unmittelbar von der Tätigkeit betrof-
fen waren; 

(2)  die Schäden dadurch entstanden sind, dass der Versicherungs-
nehmer diese Sachen zur Durchführung seiner gewerblichen oder 
beruflichen Tätigkeiten (als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablage-
fläche und dergleichen) benutzt hat; bei unbeweglichen Sachen gilt 
dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder Teile von 
ihnen unmittelbar von der Benutzung betroffen waren; 

(3)  die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des 
Versicherungsnehmers entstanden sind und sich diese Sachen o-
der – sofern es sich um unbewegliche Sachen handelt – deren Teile 
im unmittelbaren Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden ha-
ben; dieser Ausschluss gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer 
beweist, dass er zum Zeitpunkt der Tätigkeit offensichtlich not-
wendige Schutzvorkehrungen zur Vermeidung von Schäden getrof-
fen hatte. 

zu Ziffer 7.6 und Ziffer 7.7: 
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Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in Ziffer 7.6 und Ziffer 7.7 in 
der Person von Angestellten, Arbeitern,  Bediensteten, Bevollmächtig-
ten oder Beauftragten des Versicherungsnehmers gegeben, so entfällt 
gleichfalls der Versicherungsschutz, und zwar sowohl für den Versiche-
rungsnehmer als auch für die durch den Versicherungsvertrag etwa 
mitversicherten Personen. 
7.8  Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom 
Versicherungsnehmer hergestellten oder gelieferten Sachen, Arbeiten 
oder sonstigen Leistungen infolge einer in der Herstellung, Lieferung 
oder Leistung liegenden Ursache und alle sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden. Dies gilt auch dann, wenn die Schadenursache in 
einem mangelhaften Einzelteil der Sache oder in einer mangelhaften 
Teilleistung liegt und zur Beschädigung oder Vernichtung der Sache 
oder Leistung führt. 
Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn Dritte im Auf-
trag oder für Rechnung des Versicherungsnehmers die Herstellung 
oder Lieferung der Sachen oder die Arbeiten oder sonstigen Leistun-
gen übernommen haben. 
7.9  Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden Schade-
nereignissen; Ansprüche aus § 110 Sozialgesetzbuch VII sind jedoch 
mitversichert. 
7.10 a) Ansprüche, die gegen den Versicherungsnehmer wegen Um-
weltschäden nach Umweltschadensgesetz oder anderer auf der EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierenden nationalen Umset-
zungsgesetzen geltend gemacht werden. Dies gilt auch dann, wenn der 
Versicherungsnehmer von einem Dritten aufgrund gesetzlicher Haft-
pflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts auf Erstattung der durch 
solche Umweltschäden entstandenen Kosten in Anspruch genommen 
wird. 
Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche Ansprüche erhalten, die 
auch ohne Bestehen des Umweltschadensgesetzes oder anderer auf 
der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierender nationaler 
Umsetzungsgesetze bereits aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestim-
mungen privatrechtlichen Inhalts gegen den Versicherungsnehmer 
geltend gemacht werden könnten. 
Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der Versicherung privater 
Haftpflichtrisiken. 
7.10 b) Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelteinwirkung 
und alle sich daraus ergebenden weiteren Schäden. 
Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der Versicherung privater 
Haftpflichtrisiken. 
7.11  Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, asbest-
haltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind. Dies gilt 
nicht im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisiken. 
7.12  Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittelbarem 
oder mittelbarem Zusammenhang stehen mit energiereichen ionisie-
renden Strahlen (zum Beispiel Strahlen von radioaktiven Stoffen oder 
Röntgenstrahlen). 
7.13 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die zurückzuführen sind 
auf 
(1)  gentechnische Arbeiten; 
(2)  gentechnisch veränderte Organismen (GVO); 
(3)  Erzeugnisse, die 
 - Bestandteile aus GVO enthalten, 
 - aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden.  
7.14 Haftpflichtansprüche aus Sachschäden und alle sich daraus erge-
benden Vermögensschäden, welche entstehen durch 
(1)  Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche Abwässer handelt; 
(2)  Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen; 
(3)  Überschwemmungen stehender oder fließender Gewässer. 
7.15  Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem Austausch, der 
Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer Daten, soweit es 
sich handelt um Schäden aus 
(1)  Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder Verände-

rung von Daten; 
(2)  Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Daten; 
(3)  Störung des Zugangs zum elektronischen Datenaustausch; 
(4)  Übermittlung vertraulicher Daten oder Informationen. 
7.16  Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus 
Persönlichkeits- oder Namensrechtsverletzungen. 
7.17  Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, Schika-
ne, Belästigung, Ungleichbehandlung oder sonstigen Diskriminierun-
gen. 

7.18  Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, die aus der 
Übertragung einer Krankheit des Versicherungsnehmers resultieren. 
Das Gleiche gilt für Sachschäden und alle sich daraus ergebenden 
Vermögensschäden, die durch Krankheit der dem Versicherungsneh-
mer gehörenden, von ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere entstan-
den sind. In beiden Fällen besteht Versicherungsschutz, wenn der 
Versicherungsnehmer beweist, dass er weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig gehandelt hat. 

8.  Beginn des Versicherungsschutzes 
Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Regelungen in 
Ziffer 9 zu dem im Versicherungsschein genannten Zeitpunkt. Der in 
Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die der 
Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu 
entrichten hat. 

9.  Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/ erster oder 
einmaliger Beitrag 
9.1  Der erste oder einmalige Beitrag ist – unabhängig von dem 
Bestehen eines Widerrufrechts– unverzüglich nach dem Zeitpunkt des 
vereinbarten und im Versicherungsschein angegebenen Versiche-
rungsbeginns zu zahlen. 
Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Ver-
tragsschluss, ist der erste oder einmalige Beitrag unverzüglich nach 
Vertragsschluss zu zahlen. Bei Vereinbarung der Beitragszahlung in 
Raten gilt die erste Rate als erster Beitrag. 
9.2  Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem 
in Ziffer 9.1. Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Versiche-
rungsschutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt ist. 
9.3  Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht zu dem nach 
9.1.maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, so kann der Versicherer 
vom Vertrag zurücktreten, solange die Zahlung nicht bewirkt ist. 
Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer die 
Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 
Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag 
nicht zu dem nach 9.1. maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt zahlt, so ist 
der Versicherer für einen vor Zahlung des Beitrags eingetretenen 
Versicherungsfall nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch 
einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfol-
ge der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam gemacht hat. Die Leis-
tungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der Versicherungsnehmer die 
Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

10.  Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / 
Folgebeitrag 

10.1  Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt 
ist, am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraums fällig. Die 
Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungsschein 
oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt erfolgt. 
10.2  Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der 
Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er 
die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat. 
Der Versicherer wird ihn in Textform zur Zahlung auffordern und eine 
Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen setzen. 
Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug ent-
standenen Schadens zu verlangen. 
10.3  Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist 
noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur 
Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforde-
rung nach Ziffer 10.2 Absatz 2 darauf hingewiesen wurde. 
10.4  Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist 
noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen, wenn er den Versiche-
rungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 10.2 Absatz 2 
darauf hingewiesen hat. 
Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der 
Versicherungsnehmer danach innerhalb eines Monats den angemahn-
ten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwi-
schen dem Zugang der Kündigung und der Zahlung eingetreten sind, 
besteht jedoch kein Versicherungsschutz. 

11.  Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung 
Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die 
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Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag eingezo-
gen werden kann und der Versicherungsnehmer einer berechtigten 
Einziehung nicht widerspricht. 
Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsneh-
mers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch 
dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform 
abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt. 
Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versiche-
rungsnehmer die Einzugsermächtigung widerrufen hat, oder hat der 
Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, dass der 
Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer berechtigt, 
die Lastschriftvereinbarung in Textform zu kündigen. Der Versicherer 
hat in der Kündigung darauf hinzuweisen, dass der Versicherungs-
nehmer verpflichtet ist, den ausstehenden Beitrag und zukünftige 
Beiträge selbst zu übermitteln. Durch die Banken erhobene Bearbei-
tungsgebühren für fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem 
Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt werden. 

12.  Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 
Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden Raten bis zu 
den vereinbarten Zahlungsterminen als gestundet. Ist die Zahlung des 
Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die noch ausstehenden Raten 
sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer 
Rate im Verzug ist. 
Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Beitragszahlung 
verlangen. 

13.  Beitragsregulierung 
13.1  Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzuteilen, 
ob und welche Änderungen des versicherten Risikos gegenüber den 
früheren Angaben eingetreten sind. Diese Aufforderung kann auch 
durch einen Hinweis auf der Beitragsrechnung erfolgen. Die Angaben 
sind innerhalb eines Monats nach Zugang der Aufforderung zu machen 
und auf Wunsch des Versicherers nachzuweisen. Bei unrichtigen Anga-
ben zum Nachteil des Versicherers kann dieser vom Versicherungs-
nehmer eine Vertragsstrafe in dreifacher Höhe des festgestellten 
Beitragsunterschiedes verlangen. Dies gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer beweist, dass ihn an der Unrichtigkeit der Angaben kein 
Verschulden trifft. 
13.2  Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungsnehmers 
oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag ab dem Zeitpunkt der 
Veränderung berichtigt (Beitragsregulierung), beim Wegfall versicher-
ter Risiken jedoch erst ab dem Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung 
beim Versicherer. Der vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag darf 
dadurch nicht unterschritten werden. Alle entsprechend Ziffer 15.1 
nach dem Versicherungsabschluss eingetretenen Erhöhungen und 
Ermäßigungen des Mindestbeitrags werden berücksichtigt. 
13.3  Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Mittei-
lung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für den die Angaben zu 
machen waren, eine Nachzahlung in Höhe des für diesen Zeitraum 
bereits in Rechnung gestellten Beitrages verlangen. Werden die Anga-
ben nachträglich gemacht, findet eine Beitragsregulierung statt. Ein 
vom Versicherungsnehmer zuviel gezahlter Beitrag wird nur zurücker-
stattet, wenn die Angaben innerhalb von zwei Monaten nach Zugang 
der Mitteilung des erhöhten Beitrages erfolgten. 
13.4  Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung auf 
Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für mehrere Jahre. 

14.  Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
14.1  Allgemeiner Grundsatz 
(1)  Im Falle der Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor Ab-

lauf der Versicherungsperiode steht dem Versicherer für diese Ver-
sicherungsperiode nur derjenige Teil des Beitrags zu, der dem 
Zeitraum entspricht, in dem der Versicherungsschutz bestanden 
hat. 

(2)  Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung 
weg, steht dem Versicherer der Beitrag zu, den er hätte beanspru-
chen können, wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt be-
antragt worden wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Inte-
resses Kenntnis erlangt hat. 

14.2  Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, Anfech-
tung und fehlendem versicherten Interesse 
(1)  Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine Vertragserklä-

rung innerhalb von zwei Wochen zu widerrufen, hat der Versicherer 

nur den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil 
der Beiträge zu erstatten. Voraussetzung ist, dass der Versicherer 
in der Belehrung über das Widerrufsrecht, über die Rechtsfolgen 
des Widerrufs und den zu zahlenden Betrag hingewiesen und der 
Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versicherungs-
schutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt. 

 Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Versicherer 
zusätzlich den für das erste Versicherungsjahr gezahlten Beitrag 
zu erstatten; dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leis-
tungen aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch genommen hat. 

(2)  Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versicherers 
beendet, weil der Versicherungsnehmer Gefahrumstände, nach 
denen der Versicherer vor Vertragsannahme in Textform gefragt 
hat, nicht angezeigt hat, so steht dem Versicherer der Beitrag bis 
zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung zu. 

 Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versicherers 
beendet, weil der einmalige oder der erste Beitrag nicht rechtzeitig 
gezahlt worden ist, so steht dem Versicherer eine angemessene 
Geschäftsgebühr zu. 

(3)  Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung des Versiche-
rers wegen arglistiger Täuschung beendet, so steht dem Versiche-
rer der Beitrag bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung 
zu. 

(4)  Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des Beitrags ver-
pflichtet, wenn das versicherte Interesse bei Beginn der Versiche-
rung nicht besteht, oder wenn das Interesse bei einer Versiche-
rung, die für ein künftiges Unternehmen oder für ein anderes künf-
tiges Interesse genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer kann 
jedoch eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen. Hat der 
Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse in der Ab-
sicht versichert, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvor-
teil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in 
diesem Fall der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den 
die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 

15.  Beitragsangleichung 
15.1  Die Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitragsanglei-
chung. Soweit die Beiträge nach Lohn-, Bau- oder Umsatzsumme 
berechnet werden, findet keine Beitragsangleichung statt. Mindestbei-
träge unterliegen unabhängig von der Art der Beitragsberechnung der 
Beitragsangleichung. 
15.2  Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit Wirkung 
für die ab dem 1. Juli fälligen Beiträge, um welchen Prozentsatz sich im 
vergangenen Kalenderjahr der Durchschnitt der Schadenzahlungen 
aller zum Betrieb der Allgemeinen Haftpflichtversicherung zugelasse-
nen Versicherer gegenüber dem vorvergangenen Jahr erhöht oder 
vermindert hat. Den ermittelten Prozentsatz rundet er auf die nächst 
niedrigere, durch fünf teilbare ganze Zahl ab. Als Schadenzahlungen 
gelten dabei auch die speziell durch den einzelnen Schadenfall veran-
lassten Ausgaben für die Ermittlung von Grund und Höhe der Versiche-
rungsleistungen. Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalender-
jahres ist die Summe der in diesem Jahr geleisteten Schadenzahlun-
gen geteilt durch die Anzahl der im gleichen Zeitraum neu angemelde-
ten Schadenfälle. 
15.3  Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im Falle 
einer Verminderung verpflichtet, den Folgejahresbeitrag um den sich 
aus Ziffer 15.2 ergebenden Prozentsatz zu verändern (Beitragsanglei-
chung). Erhöht der Versicherer den Beitrag, ohne dass sich der Umfang 
des Versicherungsschutzes ändert, kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mittelung des Versi-
cherers über die Beitragserhöhung mit sofortiger Wirkung, frühestens 
jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Erhöhung, in Textform 
kündigen. Der Versicherer muss den Versicherungsnehmer in der 
Mitteilung über die Beitragserhöhung auf sein Kündigungsrecht hin-
weisen; die Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer spätestens ein 
Monat vor dem Wirksamwerden der Beitragserhöhung zugehen. 
Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Versicherers in 
jedem der letzten fünf Kalenderjahre um einen geringeren Prozentsatz 
als denjenigen erhöht, den der Treuhänder jeweils für diese Jahre nach 
Ziffer 15.2 ermittelt hat, so darf der Versicherer den Folgejahresbeitrag 
nur um den Prozentsatz erhöhen, um den sich der Durchschnitt seiner 
Schadenzahlungen nach seinen unternehmenseigenen Zahlen im 
letzten Kalenderjahr erhöht hat; diese Erhöhung darf diejenige nicht 
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überschreiten, die sich nach dem vorstehenden Absatz ergeben würde. 
15.4  Liegt die Veränderung nach Ziffer 15.2 oder 15.3 unter 5 Pro-
zent, entfällt eine Beitragsangleichung. Diese Veränderung ist jedoch 
in den folgenden Jahren zu berücksichtigen. 

16.  Dauer und Ende des Vertrages 
16.1  Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene 
Zeit abgeschlossen. 
16.2  Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert 
sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner 
spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungs-
jahres eine Kündigung in Textform zugegangen ist. 
16.3  Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der 
Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen 
Zeitpunkt. 
16.4  Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der 
Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes darauffolgen-
den Jahres gekündigt werden; die Kündigung muss dem Vertrags-
partner in Textform spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jewei-
ligen Versicherungsjahres zugegangen sein. 

17.  Wegfall des versicherten Risikos 
Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft wegfallen, so 
erlischt die Versicherung bezüglich dieser Risiken. 

18.  Kündigung nach Beitragsangleichung 
Erhöht sich der Beitrag aufgrund einer Beitragsangleichung nach Ziffer 
15.3, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag nach Maßgabe der 
Ziffer 15.3 kündigen. Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet 
kein Kündigungsrecht. 

19.  Kündigung nach Versicherungsfall 
19.1  Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, wenn 
- vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung geleistet wurde oder 
- dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter den Versi-

cherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch gerichtlich zuge-
stellt wird.  

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Schriftform spätestens 
einen Monat nach der Schadensersatzzahlung oder der Zustellung der 
Klage zugegangen sein. 
19.2  Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung 
sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versiche-
rungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem 
späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende des laufenden Versi-
cherungsjahres, wirksam wird. 
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang 
beim Versicherungsnehmer wirksam. 

20.  Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen 
20.1  Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflichtversicherung 
besteht, an einen Dritten veräußert, tritt dieser an Stelle des Versiche-
rungsnehmers in die während der Dauer seines Eigentums sich aus 
dem Versicherungsverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten ein. 
Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines Nießbrauchs, 
eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen Verhältnisses von einem 
Dritten übernommen wird. 
20.2  Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle 
- durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer Frist von 

einem Monat, 
- durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit sofortiger Wir-

kung oder auf den Schluss der laufenden Versicherungsperiode 
in Schriftform gekündigt werden. 
20.3  Das Kündigungsrecht erlischt, wenn 
- der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt 

an ausübt, in welchem er vom Übergang auf den Dritten Kenntnis 
erlangt; 

- der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem Übergang 
ausübt, wobei das Kündigungsrecht bis zum Ablauf eines Monats 
vor dem Zeitpunkt an bestehen bleibt, in dem der Dritte von der 
Versicherung Kenntnis erlangt.  

20.4  Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer laufenden 
Versicherungsperiode und wird das Versicherungsverhältnis nicht 
gekündigt, haften der bisherige Versicherungsnehmer und der Dritte 
für den Versicherungsbeitrag dieser Periode als Gesamtschuldner. 

20.5  Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer durch 
den bisherigen Versicherungsnehmer oder den Dritten unverzüglich 
anzuzeigen. 
Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht kein 
Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsfall später als einen 
Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in dem die Anzeige dem Versiche-
rer hätte zugehen müssen, und der Versicherer den mit dem Veräuße-
rer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen hätte. 
Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für alle Versiche-
rungsfälle, die frühestens einen Monat nach dem Zeitpunkt eintreten, 
in dem der Versicherer von der Veräußerung Kenntnis erlangt. Dies gilt 
nur, wenn der Versicherer in diesem Monat von seinem Kündigungs-
recht keinen Gebrauch gemacht hat. 
Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzeigepflicht nicht 
weg, wenn dem Versicherer die Veräußerung in dem Zeitpunkt bekannt 
war, in dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen. 

21.  Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung von 
Rechtsvorschriften 
Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung bestehender 
oder Erlass neuer Rechtsvorschriften ist der Versicherer berechtigt, das 
Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 
zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb 
eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der 
Versicherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat. 

22.  Mehrfachversicherung 
22.1  Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in meh-
reren Versicherungsverträgen versichert ist. 
22.2  Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, ohne 
dass der Versicherungsnehmer dies wusste, kann er die Aufhebung des 
später geschlossenen 
Vertrages verlangen. 
22.3  Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der 
Versicherungsnehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend macht, 
nachdem er von der 
Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird zu 
dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung, mit der sie verlangt 
wird, dem Versicherer zugeht. 

23.  Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsneh-
mers 
23.1  Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrer-
hebliche Umstände 
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung 
dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach 
denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die für den Ent-
schluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem verein-
barten Inhalt zu schließen. Der 
Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als 
nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme der Versi-
cherer in Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt. Gefahrerheblich 
sind die Umstände, die geeignet sind, auf den Entschluss des Versiche-
rers Einfluss auszuüben, den Vertrag überhaupt oder mit dem verein-
barten Inhalt abzuschließen. 
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers 
geschlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand, muss 
sich der Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als habe er selbst 
davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen. 
23.2  Rücktritt 
(1)  Unvollständige und unrichtige Angaben zu den 
gefahrerheblichen Umständen berechtigen den Versicherer, vom 

Versicherungsvertrag zurückzutreten. 
(2)  Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungs-

nehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter die unrichtigen oder 
unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig 
gemacht hat. 

 Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger 
Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen 
Bedingungen, geschlossen hätte. 

(3)  Im Fall des Rücktritts besteht kein Vertragsschutz Tritt der Versi-
cherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, darf er den Ver-
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sicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Um-
stand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls noch für die 
Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich war. Auch in 
diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, wenn der Ver-
sicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat. 

 Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der der bis zum 
Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit 
entspricht. 

23.3  Beitragsänderung oder Kündigungsrecht 
Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die Ver-
letzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober Fahr-
lässigkeit beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung 
einer Frist von einem Monat in Schriftform kündigen. 
Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nichtangezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, 
geschlossen hätte. 
Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden die anderen Bedin-
gungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertragsbestand-
teil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertre-
ten, werden die anderen Bedingungen ab der laufenden Versiche-
rungsperiode Vertragsbestandteil. 
Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 10% 
oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den nicht 
angezeigten Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers 
fristlos in Schriftform kündigen. 
Der Versicherer muss die ihm nach Ziffer 23.2 und 23.3 zustehenden 
Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen Die Frist 
beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der Anzeige-
pflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis 
erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung 
stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur Begründung seiner 
Erklärung abgeben, wenn für diese die Monatsfrist nicht verstrichen ist. 
Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffer 23.2 und 23.3 nur 
zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen 
hat. 
Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffer 23.2 und 23.3 genannten 
Rechte nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten Gefahrumstand 
oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte. 
23.4  Anfechtung 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung 
anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung steht dem Versi-
cherer der Teil des Beitrages zu, der der bis zum Wirksamwerden der 
Anfechtungserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

24.  Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 
Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungsnehmer 
auf Verlangen des Versicherers innerhalb angemessener Frist zu besei-
tigen. Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung unter Abwägung der 
beiderseitigen Interessen unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem 
Schaden geführt hat, gilt ohne weiteres als besonders gefahrdrohend. 

25.  Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles 
25.1  Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich 
anzuzeigen, auch wenn noch keine Schadensersatzansprüche erhoben 
wurden. 
25.2  Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die 
Abwendung und Minderung des Schadens sorgen. Weisungen des 
Versicherers sind dabei zu befolgen, soweit es für den Versicherungs-
nehmer zumutbar ist. Er hat dem Versicherer ausführliche und wahr-
heitsgemäße Schadenberichte zu erstatten und ihn bei der Scha-
denermittlung und -regulierung zu unterstützen. Alle Umstände, die 
nach Ansicht des Versicherers für die Bearbeitung des Schadens wich-
tig sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke 
übersandt werden. 
25.3  Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch 
erhoben, ein staatsanwaltschaftliches, behördliches oder 
gerichtliches Verfahren eingeleitet, ein Mahnbescheid erlassen oder 

ihm gerichtlich der Streit verkündet, hat er dies ebenfalls unverzüglich 
anzuzeigen. 
25.4  Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von Verwal-
tungsbehörden auf Schadensersatz muss der Versicherungsnehmer 
fristgemäß Widerspruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe 
einlegen. Einer Weisung des Versicherers bedarf es nicht. 
25.5  Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch 
gerichtlich geltend gemacht, hat er die Führung des Verfahrens dem 
Versicherer zu überlassen. Der Versicherer beauftragt im Namen des 
Versicherungsnehmers einen Rechtsanwalt. Der Versicherungsnehmer 
muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte 
erteilen und die angeforderten Unterlagen zur Verfügung stellen. 

26.  Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 
26.1  Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus 
diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen 
hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab 
Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der Versi-
cherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch 
auf grober Fahrlässigkeit beruhte. 
26.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt, 
verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. Bei 
grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 
Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat 
bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls bestehenden 
Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der 
Versicherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht 
grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder 
für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für 
die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden 
Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer 
die Obliegenheit 
arglistig verletzt hat. 
Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der 
Versicherer ein ihm nach Ziffer 26.1 zustehendes Kündigungsrecht 
ausübt. 

27.  Mitversicherte 
27.1  Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtansprüche 
gegen andere Personen als den Versicherungsnehmer selbst, sind alle 
für ihn geltenden Bestimmungen auf die Mitversicherten entsprechend 
anzuwenden. Die Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung (Ziffer 
4.) gelten nicht, wenn das neue Risiko nur in der Person eines Mitversi-
cherten entsteht. 
27.2  Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht 
ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist neben den Mitver-
sicherten für die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich. 

28.  Abtretungsverbot 
Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Feststellung 
ohne Zustimmung des Versicherers weder abgetreten noch verpfändet 
werden. Eine Abtretung an den geschädigten Dritten ist zulässig. 

29.  Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung 
29.1  Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen 
sind in Textform abzugeben, sofern nicht etwas anderes bestimmt ist. 
Sie sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im 
Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig be-
zeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden. 
29.2  Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift 
dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die 
dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung 
eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte 
Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach Absendung des Briefes als 
zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer Namensände-
rung des Versicherungsnehmers. 
29.3  Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen 
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Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der ge-
werblichen Niederlassung die Bestimmungen der Ziffer 29.2 entspre-
chende Anwendung. 

30. Verjährung 
30.1  Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei 
Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen Vor-
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. 
30.2  Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versi-
cherer angemeldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung bis 
zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung des Versicherers 
dem Anspruchsteller in Textform zugeht. 

31.  Zuständiges Gericht 
31.1  Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versiche-
rer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des 
Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen 
Niederlassung. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist 
auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versiche-
rungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in 
Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
31.2  Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen 
Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht 
erhoben werden, das für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines 
solchen, den Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Soweit 
es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Versicherung handelt, 
kann der Versicherer seine Ansprüche auch bei dem für den Sitz oder 
die Niederlassung des Gewerbebetriebes zuständigen Gericht geltend 
machen. 
31.3  Hat der Versicherungsnehmer seinen Wohnsitz, seinen Sitz 
oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt nach Vertragsschluss aus dem 
Geltungsbereich des Versicherungsvertragsgesetzes verlegt oder sind 
sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageer-
hebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit bei 
Klagen aus dem Versicherungsvertrag 
(1)  gegen den Versicherer oder den Versicherungsnehmer ausschließ-

lich nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versiche-
rungsvertrag zuständigen Niederlassung 

(2)  gegen den Versicherungsvertreter ausschließlich nach dem Sitz 
seiner gewerblichen Niederlassung oder seinem Wohnsitz inner-
halb der Bundesrepublik Deutschland 

32.  Anzuwendendes Recht und Vertragssprache 
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. Die Vertragssprache ist 
deutsch. 

Besondere Bedingungen für die Mitversicherung von Vermögensschä-
den in der Haftpflichtversicherung (BBVerm) 
1.  Falls besonders vereinbart, ist im Rahmen des Vertrages die 
gesetzliche Haftpflicht wegen Vermögensschäden im Sinne der Ziffer 
I.2.1 AHB wegen Versicherungsfällen mitversichert, die während der 
Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind. 
2.  Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden 
2.1  durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auftrage 
oder für seine Rechnung von Dritten) hergestellte oder gelieferte 
Sachen, erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistungen; 
2.2  aus planender, beratender, bau- oder montageleitender, 
prüfender oder gutachtlicher Tätigkeit; 
2.3  aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an wirt-
schaftlich verbundene Unternehmen; 
2.4  aus Vermittlungsgeschäften aller Art; 
2.5  aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reiseveranstal-
tung; 
2.6  aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, Leasing- 
oder ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften, aus Zahlungsvorgängen 
aller Art, aus Kassenführung sowie aus Untreue und Unterschlagung; 
2.7  aus 
- Rationalisierung und Automatisierung, 
- Datenerfassung, -speicherung, -sicherung, -wiederherstellung, 
- Austausch, Übermittlung, Bereitstellung elektronischer Daten; 
2.8  aus der Verletzung von Persönlichkeits- und Namensrechten, 
gewerblichen Schutzrechten und Urheberrechten sowie des Kartell- 
und Wettbewerbsrechts; 
2.9  aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und Kos-
tenanschlägen; 
2.10 aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als ehemalige oder 
gegenwärtige Mitglieder von Vorstand, Geschäftsführung, Aufsichtsrat, 
Beirat oder anderer vergleichbarer Leitungs- oder Aufsichtsgremien / 
Organen im Zusammenhang stehen; 
2.11 aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen 
Vorschriften, von Anweisungen oder Bedingungen des Auftraggebers 
oder aus sonstiger bewusster Pflichtverletzung; 
2.12 aus dem Abhandenkommen von Sachen, z. B. von Geld, Wertpa-
pieren und Wertsachen. 
3.  In der Haftpflichtversicherung für das Heilwesen gilt folgendes: 
3.1  Abweichend von Ziffer 2.2 ist die gesetzliche Haftpflicht aus 
gutachtlicher Tätigkeit eingeschlossen; 
3.2  In Ergänzung der Ziffer 2.1 sind Ansprüche von Krankenkassen, 
kassenärztlichen bzw. kassenzahnärztlichen Vereinigungen, Sozialhilfe-
trägern und dergleichen ausgeschlossen, die daraus hergeleitet wer-
den, dass die erbrachten oder verordneten Leistungen - einschließlich 
der Verschreibung von Medikamenten - für die Erzielung des Heilerfol-
ges nicht notwendig oder unwirtschaftlich waren oder aus sonstigen 
Gründen nicht hätten erbracht oder verordnet werden dürfen.  
In der Haftpflichtversicherung für Apotheken finden die Bestimmungen 
der Ziffer 2.1 keine Anwendung. 
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II  Bedingungen für Haftpflicht-versicherung für Veranstal-
ter 

1.  Vertragsgrundlage 
1.1  Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtver-
sicherung AHB – Ausgabe 2008 
1.2  Die Bestimmungen der Ziffer 3.1 3 AHB und der Ziffer 4 AHB 
(Vorsorge-Versicherung) finden keine Anwendung. 
1.3  Auf den Ausschluss von Haftpflichtansprüchen wegen Schäden 
an fremden Sachen, die der Versicherungsnehmer gemietet, gepach-
tet, geliehen oder durch verbotene Eigenmacht erlangt hat oder die 
Gegenstand eines besonderen Verwahrungsvertrages sind Ziffer 7.6 
AHB sowie auf Ziffer 7.7 AHB und auf den Ausschluss von Schäden 
durch Umwelteinwirkung gemäß Ziffer 7.10 a) und b) AHB wird beson-
ders hingewiesen 

2.  Deckungsumfang 
2.1  Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers 
2.1.1 aus der genannten Veranstaltung einschließlich der mit der 
Veranstaltung in unmittelbarem Zusammenhang stehenden Vor- und 
Nacharbeiten. 
2.1.2 als Bauherr eines Zeltbaus (als Bauleiter siehe Ziffer 3.1 AHB) 
2.1.3 als Eigentümer, Mieter, Pächter, Leasingnehmer oder Nutznießer 
von Grundstücken – nicht jedoch von Luftlandeplätzen -, Gebäuden 
oder Räumlichkeiten (auch Zeltbauten), die ausschließlich dem versi-
cherten Veranstaltungszweck dienen (für Vermietung, Verpachtung 
oder sonstige Überlassung der Grundstücke oder Teilen davon an 
vereinsfremde Personen besteht Versicherungsschutz nur im Falle 
besonderer Vereinbarung). 
- Versichert sind Ansprüche aus der Verletzung von Pflichten, die 

dem Verein in den obengenannten Eigenschaften obliegen (z.B. 
bauliche Instandhaltung, Beleuchtung, Reinigung, Streuen oder 
Schneeräumen auf Gehwegen, Bürgersteigen und Fahrbahnen). 

- Eingeschlossen ist insoweit auch die Verpflichtung den Eigentü-
mer (z.B. Stadt oder Gemeinde) von gesetzlichen Haftpflichtan-
sprüchen Dritter freizustellen, es sei denn, es handelt sich um An-
sprüche gemäß § 836 BGB. 

2.1.4 aus der Unterhaltung eines Gaststättenbetriebes in eigener 
Regie; 
2.1.5 aus der Durchführung eines Festzuges/Kinderfestzuges ein-
schließlich Festwagen, Festreiter und Pferdegespanne. 
2.2  Mitversichert ist anlässlich der genannten Veranstaltung die 
persönliche gesetzliche Haftpflicht der an der Veranstaltung mitwir-
kenden Teilnehmer in dieser Eigenschaft, soweit es sich nicht um 
selbständige Unternehmen bzw. deren Beschäftigte handelt. Mitwir-
kende Teilnehmer sind alle Personen, die bei der Veranstaltung in 
irgendeiner Weise aktiv mitwirken, z.B. Artisten, Turner, Sänger, Schüt-
zen, Tanzgruppen, Musiker u.ä. Ausgeschlossen sind Haftpflichtan-
sprüche aus Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle im 
Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch, 
Siebtes Buch (SGB VII), handelt. Das gleiche gilt für solche Dienstunfälle 
gemäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung oder in 
Folge des Dienstes Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt 
werden. 
Eingeschlossen ist jedoch die Haftpflicht wegen Personenschäden von 
Kindern und Schülern, soweit diese der Aufsichtspflicht durch Mitglie-
der des Vereins unterstellt sind. 
2.3  Mitversichert ist für alle versicherten Personen die gesetzliche 
Haftpflicht als Tierhüter (als Tierhalter siehe Ziffer 3.2). 
2.4  Nicht versichert ist die persönliche Haftpflicht 
2.4.1 von selbständigen Unternehmern und ihren Beschäftigten, 
2.4.2 von Besuchern. Besucher sind alle Personen, die nicht aktiv an 
dem Programm mitwirken, z.B. Publikum bei Tanzveranstaltungen, 
Zuschauer bei Festen und Umzügen u.ä. 
2.5  Nicht versicherte Risiken 
Ausgenommen von der Versicherung ist, was nicht nach dem Antrag 
ausdrücklich in Versicherung gegeben oder nach den Besonderen 
Bedingungen und Risikobeschreibungen ohne besonderen Beitrag 
mitversichert ist. 
2.6  Kfz, Kfz-Anhänger und Wasserfahrzeuge (siehe aber auch Ziffer 
3.3) 
2.6.1 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der Versi-
cherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von Ihnen bestellte 

oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Kfz oder Kfz-
Anhängers verursachen. 
2.6.2 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der Versi-
cherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von Ihnen bestellte 
oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeuges 
verursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahr-
zeuges in Anspruch genommen werden. 
2.6.3 Besteht nach dieser Bestimmung für den Versicherten (Versiche-
rungsnehmer oder Mitversicherter) kein Versicherungsschutz, so gilt 
das auch für alle anderen Versicherten. 
2.6  Eine Tätigkeit, der in Ziffer. 2.6.1. und 2.6.2. genannten Perso-
nen, an einem Kfz, Kfz-Anhänger und Wasserfahrzeug ist kein Ge-
brauch im Sinne dieser Bestimmungen, wenn keine dieser Personen, 
Halter oder Besitzer des Fahrzeuges ist und wenn das Fahrzeug hierbei 
nicht in Betrieb gesetzt wird. 
2.7  Luftfahrzeuge 
2.7.1 Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der Versi-
cherungsnehmer, ein Mitversicherter oder ein von ihnen bestellte oder 
beauftragte Person durch den Gebrauch eines Luftfahrzeuges verursa-
chen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Luftfahrzeuges in 
Anspruch genommen werden. 
2.7.2 Besteht nach dieser Bestimmung für den Versicherten (Versiche-
rungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so gilt 
das auch für alle anderen Versicherten. 
2.7.3 Nicht versichert ist die Haftpflicht aus 
(1)  der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von 

Luftfahrzeugen oder Teilen für Luftfahrzeuge, soweit die Teile er-
sichtlich für den Bau von Luftfahrzeugen oder den Einbau in Luft-
fahrzeuge bestimmt waren; 

(2)  Tätigkeiten (z.B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, Repa-
ratur, Beförderung) an Luftfahrzeugen oder Luftfahrzeugteilen, und 
zwar wegen Schäden an Luftfahrzeugen, der mit diesen beförder-
ten Sachen, der Insassen sowie wegen sonstiger Schäden durch 
Luftfahrzeuge. 

2.8  Bei Brand- und Explosionsschäden 
Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche gegen die Personen (Versi-
cherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den Schaden durch 
bewusst gesetz-, vorschrifts- oder sonst pflichtwidrigen Umgang mit 
brennbaren oder explosiblen Stoffen verursachen. 
2.9  Leitungsschäden 
2.9.1 Mitversichert sind Haftpflichtansprüche aus Schäden an Leitun-
gen (z.B. Kabel, Kanäle, Wasserleitungen, Gasrohre, elektrische Freilei-
tungen, Oberleitungen). 
2.9.2 Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.7 AHB – die gesetz-
liche Haftpflicht wegen Tätigkeitsschäden an solchen Leitungen. 
2.9.3 Selbstbeteiligung 
Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 10% mindestens 
150 EUR höchstens 2.500 EUR selbst zu tragen. 
Die Selbstbeteiligung erhöht sich bei Schäden an unterirdischen Lei-
tungen auf 25%, mindestens 250EUR, höchstens 7.500 EUR, wenn der 
Versicherungsnehmer oder ein Bevollmächtigter vor Beginn der Arbei-
ten sich nicht bei den zuständigen Stellen nach der Lage und dem 
Verlauf der Leitungen erkundigt oder den für die Baustelle Verantwort-
lichen nicht über das Ergebnis seiner Erkundigungen informiert hatte. 
2.9.4 Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der Deckungssumme 
für Sachschäden je Schadenereignis 511.000 EUR, begrenzt auf 
1.022.000 EUR für alle Versicherungsfälle während der Versicherungs-
dauer. 
2.10 Bei Schweiß- und Schneidarbeiten sowie Arbeiten mit Lötgeräten 
Bei Feuer und Explosionsschäden aus Anlass von Schweiß- und 
Schneidarbeiten mit Brenngas (autogen) oder elektrischen Strom 
sowie Arbeiten mit Lötgeräten jeder Art beim Löten, Abbrennen von 
Farbanstrichen, Auftauen eingefrorener Rohrleitungen, Anwärmen und 
dgl. beteiligt sich der Versicherungsnehmer an jedem Schaden mit 
10% mindestens 150 EUR höchstens 2.500 EUR. 

3.  Besonders zu vereinbarender Versicherungsschutz Bei-
tragszuschlag erforderlich) 
3.1  Zeltauf- und -abbau in eigener Regie 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
als Bauleiter für den Auf- und Abbau eines Zeltbaus und ggf. eines 
Tribünenbaus. Nicht versichert ist die Haftpflicht des Zeltvermieters 
bzw. -verleihers und deren Richtmeister. Der Zeltbau muss rechtzeitig 
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vor Veranstaltungsbeginn von der Baurechtsbehörde abgenommen 
werden. Ansonsten droht Verlust des Versicherungsschutzes. 
3.2  Tierhalter 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Halters von Tieren, die 
bei der Veranstaltung eingesetzt werden, in dieser Eigenschaft. Einge-
schlossen sind – abweichend von Ziffer 7.4 AHB – gegenseitige An-
sprüche der Versicherten untereinander. 
3.3  Kraftfahrzeuge 
Mitversichert ist – abweichend von Pos. 2.6 – die gesetzliche Haftpflicht 
aus dem Einsatz von versicherungspflichtigen und nicht versiche-
rungspflichtigen Kraftfahrzeugen im Rahmen der versicherten Veran-
staltung. 
Der Versicherungsschutz bezieht sich auch auf die Veranstalter, die 
Halter und die mitwirkenden Teilnehmer. Eingeschlossen sind – abwei-
chend von Ziffer 7.4 AHB– gegenseitige Ansprüche der Versicherten 
untereinander. 
3.4  Mietsachschäden 
Versichert ist – abweichend von Ziffer 7.6 AHB– die gesetzliche Haft-
pflicht des Versicherungsnehmers aus Sachschäden an fremden, ge-
mieteten, geliehenen, gepachteten oder zur Nutzung überlassenen 
Gebäuden (ausgenommen Zelte) samt Zubehör. Zubehör sind an sich 
bewegliche Gegenstände, die sich in oder an dem versicherten Gebäu-
de befinden und ohne Bestandteil des Gebäudes zu sein, mit diesem 

zu einem nicht nur vorübergehenden Zweck niet-, nagel-, schrauben-, 
mauerfest, durch Klammern, Haken, Leitungen oder dergleichen ver-
bunden sind (z.B.: Öfen, Herde, Beleuchtungskörpern oder sonstige am 
Gebäude befestigte Einrichtungsgegenstände). 
3.4.1 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen 
(1)  Abnutzung, Verschleißes und übermäßiger 
Beanspruchung; 
(2)  Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwasserberei-

tungsanlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten; 
(3)  Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer hiergegen 

besonders versichern kann; die unter den Regressverzicht der 
Feuerversicherer bei übergreifenden Versicherungsfällen fallenden 
Rückgriffsansprüche (der Wortlaut dieses Abkommens wird auf 
Wunsch zur Verfügung gestellt). 

3.4.2 Die Höchstersatzleistung beträgt innerhalb der Deckungssumme 
für Sachschäden 51.000 EUR 
3.4.3 Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 150 EUR selbst 
zu tragen. 

4.  Deckungssumme je Schadenereignis 
5.000.000 EUR pauschal für Personen- und/oder Sachschäden. 

 



  
Datenschutzhinweise 
 

1) SV SparkassenVersicherung Holding AG, SV SparkassenVersicherung Lebensversicherung AG, SV SparkassenVersicherung 
Gebäudeversicherung AG 

Information zur Verwendung Ihrer Daten 

Zur Einschätzung des zu versichernden Risikos vor dem Ab-
schluss des Versicherungsvertrags sowie zur Abwicklung des 
Vertragsverhältnisses, insbesondere im Leistungsfall, benöti-
gen wir personenbezogene Daten von Ihnen. Die Erhebung, 
Verarbeitung und Nutzung dieser Daten ist grundsätzlich 
gesetzlich geregelt.  
 
Die Versicherungen unserer Versicherungsgruppe sind den 
"Verhaltensregeln für den Umgang mit personenbezogenen 
Daten durch die deutsche Versicherungswirtschaft" beigetre-
ten. Diese finden Sie im Internet unter 
www.sparkassenversicherung.de – Rubrik Datenschutz; auf 
Wunsch übersenden wir Ihnen auch gerne einen Ausdruck. 
 
Diesen Verhaltensregeln haben die zuständigen Datenschutz-
Aufsichtsbehörden zugestimmt und deren Rechtskonformität 
festgestellt. 
 
Weiter ist auf unserer Internetseite eine Liste der Unterneh-
men unserer Versicherungsgruppe1), die an einer zentralen 
Datenverarbeitung teilnehmen, sowie eine Liste der Auftrag-
nehmer und Dienstleister einsehbar. Ferner können Sie dort 
die Kontaktdaten unseres Datenschutzbeauftragten abrufen. 
 
Sie können Auskunft über die zur Ihrer Person gespeicherten 
Daten verlangen und Ansprüche auf Berichtigung, Löschung 
und Sperrung gemäß den Verhaltensregeln geltend machen. 
 

Falls Sie Fragen dazu haben, wenden Sie sich bitte an:  
SV SparkassenVersicherung, Löwentorstr. 65 in  
70376 Stuttgart // service@sparkassenversicherung.de 
 
Datenaustausch mit anderen Versicherern 
Insbesondere bei der Risikoeinschätzung zur Überprüfung von 
Schadenfreiheitsrabatten, z. B. der Schadenfreiheitsklassen in 
der Kfz-Haftpflichtversicherung und Vollkaskoversicherung, 
sowie zur Ergänzung oder Verifizierung der Angaben der An-
tragsteller oder Versicherten ist ein Datenaustausch mit ande-
ren Versicherern möglich. Weitere Sachverhalte sind in Artikel 
16 der Verhaltensregeln beschrieben. 
 
Hinweis- und Informationssystem 
Die informa IRFP GmbH (informa insurance risk and fraud 
prevention GmbH, Rheinstraße 99 in 76532 Baden-Baden) 
betreibt das Hinweis- und Informationssystem der Versiche-
rungswirtschaft (HIS). 
Betroffene, deren Daten in HIS gespeichert werden, werden 
darüber informiert. Sie haben das Recht, von informa IRFP 
GmbH Auskunft darüber zu erhalten, ob und mit welchen Daten 
sie im System gespeichert sind. Eine detaillierte Beschreibung 
des HIS finden Sie im Internet unter www.informa-irfp.de. 

http://www.sparkassenversicherung.de
http://www.informa-irfp.de


  
 
 

 
 
 
Datenschutzrechtliche Einwilligungserklärungen 

 
Diese Einwilligungserklärungen erstrecken sich auf alle bestehenden Versicherungsverträge bei den Unternehmen 
der SV SparkassenVersicherung1) (nachfolgend: Versicherer). 
 
Ich willige ein, dass meine Kontaktdaten sowie meine Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten vom Versicherer1) 
und seinen Vermittlern2) 
 
a) zu Zwecken der Mitteilung von Informationen zu Versicherungs- und Finanzdienstleistungsprodukten und/oder 

zur Vereinbarung von Beratungsterminen 
 
b) zu Zwecken der Kundenzufriedenheitsbefragung 
 
c) zu Zwecken der Optimierung der Kundenbeziehung durch Führung einer gemeinsamen Datensammlung beim 

Versicherer erhoben, verarbeitet und genutzt werden. 
 
Diese Einwilligungserklärungen [a) – c)] können jederzeit insgesamt oder einzeln und ohne Auswirkung auf beste-
hende Versicherungsvertragsverhältnisse gegenüber dem Versicherer schriftlich für die Zukunft widerrufen werden. 
 
Der Widerruf kann dazu führen, dass Sie dadurch bestimmte Service-, Informations- oder Beratungsleistungen 
nicht erhalten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1) SV SparkassenVersicherung Holding AG, SV SparkassenVersicherung Lebensversicherung AG, SV SparkassenVersicherung  

Gebäudeversicherung AG. 
 
2) Vermittler der SV SparkassenVersicherung sind deren angestellte und selbstständige Versicherungsvermittler, die in unserem Geschäftsge-

biet regional zuständigen Kreditinstitute der Sparkassen-Finanzgruppe in Baden-Württemberg, Hessen, Thüringen und Rheinland-Pfalz ein-
schließlich der Landesbanken und die Landesbausparkassen in Baden-Württemberg, Hessen-Thüringen und Rheinland-Pfalz, sowie deren 
Vermittler, sofern und soweit diese Institute und Personen mit der Versicherungsvermittlung betraut sind 


